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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 
 
auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft 
einiges getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und 
Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem 
Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie 
gerne. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Arbeitszimmer bei unentgeltlicher Mitarbeit im Ehegatten-Betrieb 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat klargestellt, dass die Kosten für ein häusliches 
Arbeitszimmer grundsätzlich nur dann als Betriebsausgaben abziehbar sind, wenn 
kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Im Fall der unentgeltlichen Mitarbeit 
eines Ehegatten ist zweifelhaft, ob das Arbeitszimmer dem Betriebsinhaber 
steuerlich zugerechnet werden kann. 

Hintergrund 

Ein Professor betrieb neben seiner Anstellung zwei Musikschulen. Die Unterrichtsräume 
waren angemietet und wurden ausschließlich für den Musikunterricht genutzt. 
Gemeinsam mit seiner Ehefrau, die keine eigenen Einkünfte erzielte, kaufte er ein Haus 
mit Einliegerwohnung. Das Haus diente sowohl privaten als auch beruflichen Zwecken. 
Die Verwaltung der Musikschulen erfolgte von dort aus, wobei die Ehefrau 
unentgeltlich und in Vollzeit für die Musikschulen arbeitete. 

In seiner Steuererklärung machte der Professor die Kosten für die betrieblich genutzten 
Räume im Haus als Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt erkannte diese Kosten nur 
begrenzt an: Für ein häusliches Arbeitszimmer dürfen maximal 1.250 € pro Jahr 
abgesetzt werden, sofern kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Den von der 
Ehefrau genutzten Raum erkannte das Finanzamt nicht als Arbeitszimmer des Professors 
an. Einspruch und Klage blieben erfolglos. Eine Aussetzung der Vollziehung (AdV) wurde 
nicht gewährt. 



Entscheidung 

Der BFH hat entschieden, dass die Steuerbescheide teilweise rechtswidrig sind. 
Grundsätzlich dürfen Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer und dessen Ausstattung 
den Gewinn nicht mindern. Eine Ausnahme gilt, wenn für die berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. In diesem Fall ist der Abzug auf 1.250 € pro 
Jahr begrenzt. Ist das Arbeitszimmer der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Tätigkeit, entfällt diese Begrenzung. 

Im vorliegenden Fall lag der Schwerpunkt der Tätigkeit des Professors jedoch nicht im 
häuslichen Arbeitszimmer, sondern in den Musikschulen. Die Kosten für weitere 
Flächen, die der Professor als Betriebsausgaben geltend gemacht hatte, sind daher nicht 
abziehbar. 

Das Gericht hat außerdem festgestellt, dass es im Einzelfall ernsthafte Zweifel geben 
kann, ob ein Arbeitszimmer, das im Rahmen einer unentgeltlichen Mitarbeit im 
Ehegatten-Betrieb genutzt wird, dem Betriebsinhaber steuerlich zugerechnet werden 
kann. Deshalb wurde die AdV teilweise gewährt, soweit die Steuerbescheide zu hohe 
Gewinne angesetzt hatten. 

 

2. Direktverbrauch aus dem Betrieb von Anlagen zur 
Energieerzeugung 

 

Das Bundesfinanzministerium erleichtert die umsatzsteuerliche Behandlung 
unentgeltlich abgegebener Wärme. Künftig kann pauschal ein Wert von 3 Cent pro 
Kilowattstunde angesetzt werden. 

Hintergrund 
Unternehmen müssen Umsatzsteuer nicht nur auf Verkäufe erheben, sondern auch 
dann, wenn sie Leistungen unentgeltlich abgeben. Das betrifft zum Beispiel Betriebe, 
die selbst erzeugte Wärme kostenlos an andere weitergeben – etwa an verbundene 
Unternehmen, Mieter oder für private Zwecke. In solchen Fällen muss für die 
Umsatzsteuer eine sog. Bemessungsgrundlage ermittelt werden, also ein fiktiver Wert der 
abgegebenen Wärme. 

Bislang konnte dieser Wert häufig anhand eines bundesdurchschnittlichen 
Arbeitspreises für Wärme ermittelt werden, der vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie veröffentlicht wurde. Diese Daten stehen jedoch nicht mehr zur Verfügung. 
Eine Berechnung auf dieser Grundlage ist daher nicht mehr möglich. 

Neue Vereinfachungsregelung 

Um Unternehmen dennoch eine einfache und praktikable Lösung zu ermöglichen, hat 
das Bundesministerium der Finanzen eine neue Vereinfachungsregelung eingeführt. 



Danach wird es aus umsatzsteuerlicher Sicht nicht beanstandet, wenn die 
Bemessungsgrundlage für die unentgeltliche Wärmeabgabe auch bei fehlendem 
Fernwärmeanschluss durch einen Ansatz eines fiktiven Verkaufserlöses i. H. von 3 
Cent pro Kilowattstunde ermittelt wird. 

Änderung im Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
Die Vereinfachung wurde direkt im Umsatzsteuer-Anwendungserlass verankert. Dort ist 
nun ausdrücklich geregelt, dass die unentgeltliche Wärmeabgabe aus 
Vereinfachungsgründen mit 3 Cent pro Kilowattstunde bemessen werden kann. 
 
Die neuen Grundsätze sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Unternehmen können 
die Regelung somit auch für noch nicht abgeschlossene Besteuerungszeiträume nutzen. 

3. Entlastende Reduzierung der Energiekosten in 2026 
 

Der Gesetzgeber beabsichtigt 2026 eine entlastende Reduzierung der Energiekosten 
in vielfältigen Einzelbereichen für Privathaushalte und Wirtschaft. 

Niedrigere Stromkosten durch Senkung der Strom-Netzentgelte 

Der Bund bezuschusst 2026 die Übertragungsnetzentgelte im Strom-Sektor. Das 
entlastet alle: Privathaushalte, Mittelstand, Industrie. Allein durch diese Maßnahme 
werden die Stromkosten in den nächsten vier Jahren um insgesamt ca. 26 Milliarden Euro 
sinken. 

Steuerentlastung für Agrardiesel 

Die Steuerentlastung für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (sog. „Agrardiesel") wird 
zum 1. Januar 2026 vollständig wiedereingeführt. Die bisherige Agrardiesel-Entlastung 
wäre ansonsten bereits zum 31. Dezember 2025 ausgelaufen.  

Hinweis: Die Steuerentlastung wird fortan auch für die dem Gasöl gleichgestellten 
Energieerzeugnisse gewährt (ab 2026: 214,80 € / 1.000 Liter). 

Stromsteuersenkung für die Wirtschaft 

Die Steuerentlastung nach § 9b StromStG wird für Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft bis auf den EU-Mindeststeuersatz 
verstetigt. Hierdurch wird eine Stromsteuersenkung für die Wirtschaft erreicht (gilt ab 1. 
Januar 2026). 

Während das produzierende Gewerbe sowie die Land- und Forstwirtschaft nach 
Verrechnung mit der Stromsteuererstattung (§ 9b StromStG) nur den von der EU 
vorgegebenen Mindeststeuersatz bezahlen, werden Privathaushalte und weite Teile des 
Mittelstands hingegen bislang und weiterhin voll belastet. 

 



Abschaffung der Gasspeicherumlage 

Zudem entfällt die sog. Gasspeicherumlage ab 2026 vollständig.  

Hierdurch werden die Gaspreise spürbar gesenkt. Gleichzeitig wirkt sich dieses 
dämpfend auf die Strompreise aus, da Gaskraftwerke fortan günstiger produzieren 
können. 

Hinweis: Durch die sog. Gasspeicherumlage werden Kosten für den Betrieb der 
Gasversorgung in Deutschland finanziert. Sie sorgt dafür, dass Betreiber von 
Gasspeichern Investitionen tätigen können, damit Speicherkapazitäten ausreichend 
sind, um saisonale Schwankungen und Versorgungsausfälle abzufedern 

4.  Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben 
 

Im Unternehmensalltag gibt es häufig Sachentnahmen, vor allem bei Betrieben, die 
mit Lebensmitteln arbeiten. Doch auch die Sachentnahmen sind umsatzsteuerlich 
relevant. Sie gelten als unentgeltliche Wertabgaben. Für eine korrekte, aber 
vereinfachte Besteuerung, gibt die Finanzverwaltung jährlich Pauschbeträge 
bekannt.  

Hintergrund 

Ein Bäcker frühstückt morgens ein Croissant aus der eigenen Auslage, bevor der Laden 
öffnet. Das Croissant wird nicht verkauft, sondern privat verzehrt. Steuerlich gilt dies 
dennoch als Entnahme aus dem Betriebsvermögen – eine sogenannte unentgeltliche 
Wertabgabe (Sachentnahme). Diese Entnahme muss entsprechend verbucht und der 
Umsatzsteuer unterworfen werden, obwohl kein Geld geflossen ist. 

Pauschbeträge für 2026 

Um nicht jede einzelne Brezel, jedes Brötchen oder jedes Mittagessen einzeln 
dokumentieren zu müssen, veröffentlicht die Finanzverwaltung auch für 2026 
Pauschbeträge. Diese basieren auf der Grundlage der vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Aufwendungen privater Haushalte für Nahrungsmittel und Getränke.  

Unternehmen können damit Warenentnahmen monatlich pauschal verbuchen und 
können dann auf die Aufzeichnung einer Vielzahl von Einzelentnahmen verzichten. Das 
ist vor allem interessant für Bäckereien, Fleischereien/Metzgereien, Gaststätten, Cafés, 
Konditoreien und Lebensmitteleinzelhandelsunternehmen.  

 

 

 

 



Für 2026 wurden folgende Werte veröffentlicht:  

 

Gewerbezweig 

Jahreswert für eine Person (ohne 
Umsatzsteuer) 

ermäßigter 
Steuersatz 

voller 
Steuersatz 

insgesamt 

EUR EUR EUR 

Bäckerei 1.671 214 1.885 

Fleischerei/Metzgerei 1.487 567 2.054 

Gaststätten aller Art    

a) mit Abgabe von kalten Speisen 1.824 629 2.453 

b) mit Abgabe von kalten und warmen 
Speisen 

3.173 828 4.001 

Getränkeeinzelhandel 123 276 399 

Café und Konditorei 1.610 598 2.208 

Milch, Milcherzeugnisse, Fettwaren und 
Eier (Eh.) 

721 0 721 

Nahrungs- und Genussmittel (Eh.) 1.395 368 1.763 

Obst, Gemüse, Südfrüchte und 
Kartoffeln (Eh.) 

384 169 553 

 

Die Pauschbeträge dienen der Vereinfachung und sind grundsätzlich ohne individuelle 
Anpassungen anzusetzen. Eine zeitanteilige Kürzung ist nur bei nachweislich behördlich 
angeordneten vollständigen Betriebsschließungen möglich. 



5. Schonfrist bei Offenlegung: Ordnungsgeld erst ab März 2026 
 

Unternehmen mit dem Bilanzstichtag 31. Dezember 2024 bekommen mehr Zeit für 
die Offenlegung ihres Jahresabschlusses. Das Bundesamt für Justiz startet 
Ordnungsgeldverfahren erst ab Mitte März 2026. 

Hintergrund  
Kaufleute und Handelsgesellschaften müssen für jedes Geschäftsjahr einen 
Jahresabschluss erstellen. Bestimmte Unternehmen, vor allem Kapitalgesellschaften, 
sind außerdem verpflichtet, ihre Rechnungslegungsunterlagen elektronisch 
offenzulegen. Das bedeutet: Die Unterlagen müssen veröffentlicht oder zumindest 
hinterlegt werden, damit sie für die Öffentlichkeit einsehbar sind. 

Für Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen, erfolgt die Übermittlung 
elektronisch an das Unternehmensregister. Für ältere Geschäftsjahre sind die 
Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers einzureichen. Werden die Abschlüsse 
nicht fristgerecht oder nicht vollständig offengelegt, drohen Ordnungsgelder. 

Schonfrist für die Offenlegung  

 
Kommt ein Unternehmen seinen Offenlegungspflichten nicht nach, leitet das Bundesamt 
für Justiz in der Regel ein Ordnungsgeldverfahren ein. Auch fehlerhafte Abschlüsse 
können Konsequenzen haben: Verstoßen veröffentlichte Unterlagen gegen gesetzliche 
Form- oder Inhaltsvorgaben, kann ein Bußgeldverfahren folgen. Nicht gezahlte 
Ordnungsgelder, Bußgelder und Verfahrenskosten werden zudem vollstreckt. 

Angesichts der anhaltenden Nachwirkungen der COVID-19-Pandemie wurde 
Unternehmen in den vergangenen Jahren wiederholt mehr Zeit eingeräumt. 

Was jetzt gilt 
 
Nach Mitteilung des Bundesamts für Justiz werden Ordnungsgeldverfahren für das 
Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31. Dezember 2024 vor Mitte März 2026 nicht 
eingeleitet. Voraussetzung ist, dass die reguläre Offenlegungsfrist am 31. Dezember 
2025 endet. 
Die Entscheidung wurde in Abstimmung mit dem Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz getroffen. Nach Angaben des Bundesamts handelt es sich um eine 
letztmalige Verschiebung. Damit sollen letztmals die besonderen Belastungen 
berücksichtigt werden, die sich aus der Ausnahmesituation der Pandemie ergeben 
haben. 

Für Unternehmen bedeutet das: Die Offenlegungspflichten bleiben bestehen – es gibt 
aber noch einmal eine begrenzte Schonfrist. 



6. Unrichtiger Steuerausweis bei gesondert ausgewiesener 
Umsatzsteuer 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein Unternehmer keine 
Umsatzsteuer nach § 14c Abs. 1 UStG schuldet, wenn eine Gefährdung des 
Steueraufkommens ausgeschlossen ist. Im Streitfall wurde eine fehlerhafte 
Rechnung rechtzeitig korrigiert und der Vorsteuerabzug beim Empfänger korrekt 
vorgenommen. Damit entfällt die Steuerschuld aus dem unrichtigen Steuerausweis. 

Hintergrund 
Ein Einzelunternehmer im Metallbau war Organträger zweier GmbHs. Eine dieser GmbHs 
führte für eine Aktiengesellschaft (AG) Stahlbauarbeiten aus. Die Abrechnung erfolgte 
zunächst über Abschlagsrechnungen mit ausgewiesener Umsatzsteuer, die der AG 
einen Vorsteuerabzug ermöglichte. Später wurde eine Schlussrechnung erstellt. 

Das Ingenieurbüro der AG korrigierte die Schlussrechnung handschriftlich, indem es 
die Beträge durchstrich und den Rechnungsbetrag anpasste. Der Unternehmer reichte 
daraufhin seine Umsatzsteuererklärung ein, ohne eine Steuerschuld nach § 14c UStG 
anzugeben. 

Im Rahmen einer Außenprüfung wurde festgestellt, dass in der Schlussrechnung zwar 
die Abschlagszahlungen, nicht aber die darauf entfallende Umsatzsteuer 
angerechnet wurden. Das Finanzamt forderte daher die volle Umsatzsteuer nach, da 
es von einem unrichtigen Steuerausweis ausging. Einspruch und Klage des Unternehmers 
blieben zunächst erfolglos. 

Entscheidung 
Der BFH hob die Entscheidung der Vorinstanzen auf. Nach Auffassung des Gerichts lag 
im Streitjahr keine Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 UStG vor, weil keine Gefährdung 
des Steueraufkommens bestand. 

Ein Unternehmer schuldet grundsätzlich den Mehrbetrag, wenn er in einer Rechnung 
einen zu hohen Steuerbetrag ausweist (§ 14c Abs. 1 UStG). Diese Steuerschuld entfällt 
jedoch, wenn der Rechnungsempfänger keinen unberechtigten Vorsteuerabzug 
geltend gemacht hat und die Gefährdung des Steueraufkommens beseitigt ist. 

Im vorliegenden Fall wurde die fehlerhafte Rechnung durchgestrichen und an den 
Empfänger zurückgegeben. Die AG hat von Anfang an nur den korrekten Vorsteuerbetrag 
abgezogen. 

Die Berichtigung des Steuerbetrags ist zu dem Zeitpunkt vorzunehmen, zu dem die 
Gefährdung des Steueraufkommens entfällt. Eine Änderung der Bemessungsgrundlage (§ 
17 Abs. 1 UStG) ist nicht zwingend von einer Rechnungsberichtigung abhängig. 

 



7. Kostenlose oder verbilligte Mahlzeiten an Arbeitnehmer ab 2026 
 

Werden Arbeitnehmern durch den Arbeitgeber Mahlzeiten kostenlos oder verbilligt 
gestellt, fällt Lohnsteuer an. Für das Jahr 2026 wurden die amtlichen 
Sachbezugswerte aktualisiert, die bei der Lohnabrechnung zu berücksichtigen sind. 

Im Unternehmensalltag kommt es nicht selten zu der Situation, dass der Arbeitgeber 
seinen Mitarbeitern eine Mahlzeit kostenlos oder verbilligt überlässt. Beispiel: In der 
Betriebskantine erhält der Arbeitnehmer täglich ein vergünstigtes Mittagessen. Oder er 
erhält bei einer Dienstreise eine Mahlzeit umsonst. Es handelt sich dabei jeweils um 
einen Sachbezug, der lohnsteuerlich berücksichtigt werden muss.  

Die Finanzverwaltung wendet hier eine Vereinfachungsregelung an. Werden 
Arbeitnehmern arbeitstäglich unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten zur Verfügung 
gestellt, kann der Arbeitgeber hierfür amtliche Sachbezugswerte ansetzen. Maßgeblich 
sind die Werte nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV). 

Dies gilt nicht nur für Mahlzeiten im Betrieb (z. B. Kantine), sondern auch für Mahlzeiten, 

• die während einer beruflich veranlassten Auswärtstätigkeit oder 
• im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung vom Arbeitgeber oder auf dessen 

Veranlassung von einem Dritten zur Verfügung gestellt werden, sofern der Preis der 
Mahlzeit 60 EUR nicht übersteigt. 

Amtliche Sachbezugswerte für 2026 

Für das Kalenderjahr 2026 gelten folgende Werte: 

• Frühstück: 2,37 EUR 

• Mittag- oder Abendessen: 4,57 EUR 

• Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- und Abendessen): 11,50 EUR 

Diese Beträge sind entsprechend in der Lohnbuchhaltung zu berücksichtigen. 

 


